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Vorwort 

Diese Arbeit hat im Sommer 1987 der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dissertation vorgelegen. 
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chende Anregungen der Berichterstatter im Promotionsverfahren zurück. Die 
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Zu aufrichtigem Dank verpflichtet bin ich vor allem meinem verehrten aka-
demischen Lehrer, Herrn Prof. Dr. Hans-Uwe Erichsen, der mir nicht nur bei 
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wertvolle Hinweise, Anregungen und Kritik wesentlich gefördert und den 
Fortgang der Untersuchung stets mit großem Interesse begleitet hat. Dies gilt 
nicht nur für die Zeit meiner Tätigkeit als wissenschaftliche Hilfskraft und 
später wissenschaftlicher Mitarbeiter an dem von ihm geleiteten Institut, an 
welchem ich hervorragende Arbeitsbedingungen hatte, sondern trifft in etwa 
gleichem Maße auch auf den sich anschließenden Zeitraum zu, in dem ich die 
Dissertation neben meiner beruflichen Tätigkeit als Richter am Verwaltungs-
gericht Arnsberg fertigstellte. 

Meinen Dank möchte ich auch Herrn Prof. Dr. Dirk Ehlers aussprechen, 
der das Zweitgutachten erstattet hat und mir dabei durch seine hilfreichen 
Anregungen Veranlassung gab, einige Problempunkte und Ergebnisse noch-
mals kritisch zu überdenken. Weiteren Dank schulde ich- auch stellvertre-
tend für die hier ungenannt Gebliebenen - Herrn Prof. Dr. Walter Krebs 
sowie den übrigen ehemaligen Mitarbeitern am Kommunalwissenschaftlichen 
Institut der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und zuvor am Lehr-
stuhl für Öffentliches Recht I der Ruhr-Universität Bochum für die Bereit-
schaft zu manchem weiterführenden und vertiefenden Gespräch. 

Schließlich danke ich Herrn Prof. Dr. Brichsen und den Mitherausgebern 
für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe "Münsterische Beiträge zur Rechts-
wissenschaft" sowie der Westfälischen Wilhelms-Universität für die Gewäh-
rung eines großzügigen Druckkostenzuschusses. 

Arnsberg, im Juli 1988 
Ulrich Knoke 
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Einleitung 

Die Rücknahme von Verwaltungsakten zählt zu den zentralen Themen-
bereichen des allgemeinen Verwaltungs- und Verwaltungsverfahrensrechts. 
Handelt die Verwaltung in der Form des Verwaltungsakts- diese Handlungs-
form hat auch in unserem heutigen "modernen" Leistungsstaat ihre Bedeu-
tung keineswegs eingebüßt1 - und verstößt dieses Handeln aus welchen Grün-
den auch immer gegen geltendes Recht, so stellt sich die Frage, ob und inwie-
weit die handelnde Behörde hierauf in Gestalt einer Aufhebung des Verwal-
tungsakts reagieren darf oder sogar muß. Der so in aller Kürze umrissene 
Gegenstand der Rücknahme von Verwaltungsakten liegt im Spannungsfeld 
verschiedener Verfassungsrechtssätze und kennzeichnet eine Problematik, die 
seit langem intensiv und dabei zumeist kontrovers diskutiert worden ist2. Wie 
noch zu zeigen sein wird, haben auch die inzwischen ca. 10 Jahre in Kraft 
befindlichen verwaltungsverfahrensgesetzlichen Regelungen der Rücknahme 
von Verwaltungsakten nicht alle Unklarheiten beseitigt; einige in ihnen ent-
haltene Neuerungen haben vielmehr die Aktualität des Themas eher noch 
erhöht. 

Nach Entstehung der Bundesrepublik Deutschland sahen sich Rechtspre-
chung und Lehre in Ermangelung über einzelne spezialgesetzlich geregelte 
Bereiche hinausgehender, allgemeingültiger Gesetzesbestimmungen betref-
fend die Rücknahme von Verwaltungsakten vor die Aufgabe gestellt, "allge-
meine Rechtsgrundsätze"3 zur Bewältigung dieser Problematik zu entwickeln. 
Während man anfangs überwiegend vom Grundsatz der "freien" , d . h. ein-
schränkungslos zulässigen Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 
ausging4 und der Verwaltung dergestalt eine flexible Reaktion ermöglichte, 
fand im Gefolge eines Urteils des OVG BerlinS aus dem Jahre 1957 nament-

1 Vgl. dazu Erichsen, DVBl. 1983, 289 (293); Erichsen!Martens, Allg. VwR, § 11 I; 
Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee und System, 
S. 32 f.; abweichend etwa Achterberg, Allg. VwR, § 20 Rdn. 33. 

2 Siehe etwa den von Ule/Becker, Verwaltungsverfahren, S. 54 f., im Jahre 1963 kon-
statierten Befund: " .. . eine der umstrittensten Fragen des Verwaltungsrechts, die von 
Rechtsprechung und Lehre nirgends übereinstimmend beantwortet wird" . Ähnlich 
Ossenbühl, DÖV 1964, 511; vgl. fernerdens. , Rücknahme, S. 1 f.; Wendt, JA 1980,85. 

3 Vgl. zu diesen als Rechtsquelle des allgemeinen Verwaltungsrechts etwa Wolf!/ 
Bachof, VwR I, § 25 I; Ossenbühl in Erichsen/Martens, Allg. VwR, § 7 IX; ferner 
Mußgnugin FS f. Univ. Heidelberg, S. 203 (204 ff.). 

4 Vgl. etwa BayVGH VerwRspr. 1952, 144 f.; OVG Münster DÖV 1956, 151; VGH 
Kassel DVB!. 1958, 763; Nebinger, Verwaltungsrecht, S. 216; Sommer, DÖV 1954, 685 
(686) . 
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lieh bei der Rücknahme begünstigender Verwaltungsakte der Gesichtspunkt 
des Vertrauensschutzes als Rücknahmesperre mehr und mehr Berücksichti-
gung und hatte vor diesem Hintergrund nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts6 eine Abwägung zwischen dem öffentlichen 
Interesse an der Aufhebung und dem privaten Interesse des Begünstigten am 
(Fort-)Bestand des Verwaltungsakts zu erfolgen?. 

Zwischenzeitlich sind indes diese ungeschriebenen Grundsätze in bezug auf 
nahezu alle wesentlichen Teilbereiche des Verwaltungsrechts durch "geschrie-
benes Recht" abgelöst worden. Es haben nämlich gesetzliche Bestimmungen 
über die Rücknahme von Verwaltungsakten in die "großen" Kodifikationen 
des Verwaltungsverfahrensrechts, die Ende der 70er I Anfang der 80er- Jahre 
in Kraft getreten sind, Eingang gefunden. Angesprochen sind damit in erster 
Linie die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundessund der Länder9, dane-
ben aber auch die Abgabenordnung 1977 (AO)IO sowie das Sozialgesetzbuch, 
10. Buch- Verwaltungsverfahren- (SGB X)ll. 

Die nunmehr geltende Iex scripta hat im Vergleich zum früheren Rechtszu-
stand insgesamt kaum zu einem Mehr an Rechtssicherheit geführtl2. Dieser 
Befund, der insbesondere auf die Grundkonzeption der Rücknahmeregelun-
gen in den Verwaltungsverfahrensgesetzen des Bundes und der Länder 
zutrifft, hat mehrere Ursachen. Zum einen hat sich der Gesetzgeber jedenfalls 
zum Teil von den die vorherige Praxis bestimmenden Grundsätzen in wesent-
licher Hinsicht ab gewandt, was diese und die dazu ergangene Rechtsprechung 

s DVBI. 1957, 503 (505 f.). 
6 Vgl. etwa BVerwGE 5, 312 (313); 8, 261 (269); 10, 308 (309); 19, 188 (189) ; 38, 290 

(294); 40, 212 (216). 
7 Dazu auch Ossenbühl, Rücknahme, S. 17 ff., 27 f. ; Mainka, Vertrauensschutz, 

S. 36 f., 60 ff.; Wolff/Bachof, VwR I, § 53 V d; Kimminich, JuS 1965,249 (253 ff.). 
s vom 25. Mai 1976 (BGBI. I S. 1253). 
9 Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Württemberg vom 21. 6. 1977 (Ges. BI. 

S. 227); Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. 12. 1976 (GVBI. S. 544); 
Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung, vom 8. 12. 1976 (GVBI. 
S. 2735); Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz vom 15. 11. 1976 (Brem. GBI. 
S. 243); Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz vom 9. 11. 1977 (GVBI. S. 333); 
Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz vom 1. 12. 1976 (GVBI. S. 454); Vorläufiges 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Niedersachsen vom 3. 12. 1976 (GVBI. 
S. 311); Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. 12. 1976 (GV. NW S. 438); Landesgesetz über das Verwaltungsverfahren in Rhein-
land-Pfalz vom 23. 12. 1976 (GVBI. S. 308); Saarländisches Verwaltungsverfahrensge-
setz vom 15. 12. 1976 (ABI. S. 1151); Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land 
Schleswig-Holstein - L VwG - vom 18. 4. 1967 (GVOBI. S. 131), geändert und den 
Bestimmungen des VwVfG des Bundes angepaßt durch Gesetz vom 18. 12. 1978 
(GVOBI. 1979 S. 2) und .nunmehr geltend in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. 3. 1979 (GVOBI. S. 182). 

1o vom 16. März 1977 (BGBI. I S. 163). 
11 vom 18. Oktober 1980 (BGBI. I S. 1469). 
12 Vgl. auch Kopp, GewArch 1986, 252. 
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allenfalls noch beschränkt als Auslegungshilfe tragfähig erscheinen läßt. Dies 
gilt insbesondere für den nunmehr im VwVfGB nach Verwaltungsaktstypen 
differenziert ausgestalteten Bestandsschutz bei der Rücknahme begünstigen-
der Verwaltungsakte. Zum anderen ist eine Reihe von Problemfeldern und 
Einzelfragen-etwa im Zusammenhang mit der Rücknahme von Verwaltungs-
akten mit Doppelwirkung - ungeregelt geblieben. Schließlich sind, wie das 
Beispiel der Fristenregelung des § 48 Abs. 4 VwVfG zeigt, neue und schwie-
rige Auslegungsprobleme hinzugekommen. 

Die vorliegende Untersuchung hat sich vorrangig zum Ziel gesetzt , ausge-
hend von den vorhandenen gesetzlichen Regelungen die Strukturen der Rück-
nahmebefugnis und -entscheidung einschließlich ihrer dogmatischen Grund-
lagen, ihrer Berührungspunkte mit übergreifenden Rechtsinstituten, wie z. B. 
der Wirksamkeit und Bestandskraft des Verwaltungsakts, sowie ihrer Einbin-
dungen in das Verwaltungsverfahren zu analysieren und in Problembereichen 
zugleich daraufhin zu überprüfen, ob der Gesetzgeber den sich aus dem Ver-
fassungsrecht ergebenden Rahmen seiner Regelungs- und Gestaltungsfreiheit 
hinreichend beachtet oder überschritten hat. Darüber hinaus sollen anknüp-
fend an die gesetzliche Systematik einzelne Problemfelder, Auslegungs- und 
Zweifelsfragen behandelt und unter Berücksichtigung des jeweiligen Streit-
standes in Rechtsprechung und Schrifttum kritisch gewürdigt werden. Ein 
gewisser Schwerpunkt der Arbeit wird abgesehen von der Fristenregelung 
des § 48 Abs. 4 VwVfG bei der Untersuchung der Rücknahme (sonstiger) 
begünstigender Verwaltungsakte im Sinne des § 48 Abs. 3 VwVfG liegen. In 
diesem Zusammenhang stellt sich insbesondere die Frage nach der Verfas-
sungsmäßigkeit sowie den Möglichkeiten und Grenzen einer verfassungs-
konformen Auslegung. 

Hauptuntersuchungsgegenstand sind die Rücknahmeregelungen der Ver-
waltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder unter Einschluß der 
Sonderbestimmung des§ 50 VwVfG. Auf die entsprechenden Bestimmungen 
in der Abgabenordnung und im 10. Buch des Sozialgesetzbuches wird aus 
Gründen der Umfangbegrenzung außer in einem kurzen vergleichenden 
Überblick (§ 6) nur insoweit eingegangen, als es angezeigt erscheint, um 
gemeinsame Grundlagen bzw. wesentliche Parallelen oder Unterschiede deut-
lich zu machen. 

13 Sofern im folgenden nicht besonders gekennzeichnet, bezieht sich diese Abkür-
zung sowohl auf das Bundesgesetz als auch auf die Landesverwaltungsverfahrensge-
setze. 


